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Dieser 11. Bericht über die wirtschaftliche Lage der Republik Belarus wurde am 17. Oktober 1997 abge-
schlossen. Vom Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel haben Claudia M. Buch, Ralph P. Heinrich
und Dean Spinanger mitgewirkt, vom Deutschen Institut ßr Wirtschaftsforschung Hella Engerer, Maria Lodahl,
Wolfram Schretü und Mechthild Schrooten und vom Institut für Wirtschaftsforschung Halle Hubert Gabrisch
und Peter Sigmund. Der Bericht wurde auch im D1W-Wochenbericht und in der IWH'-Forschungsreihe ver-
öffentlicht.Die in der Republik Belarus vor allem auf Betreiben von Präsident Lukaschenko verfolgte Wirt-
schaftspolitik wird seit Jahren von praktisch allen Beobachtern wegen unverkennbarer Rückschritte
zu planwirtschaftlichen Rahmenbedingungen negativ eingeschätzt. Die Kritik kommt von so ver-
schiedenen Seiten wie den internationalen Finanzinstitutionen, den drei hier berichtenden Instituten,
aber auch von der Regierung der Russischen Föderation. Entgegen allen Prognosen wies jedoch die
amtliche weißrussische Statistik bereits für 1996 einen leichten Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) aus. Dieses zunächst zaghafte Wachstum hat sich nach Angaben der offiziellen Statistik im
bisherigen Verlauf des Jahres 1997 sogar noch beschleunigt. Die Dynamik erfaßte nun nicht mehr
nur den privaten Verbrauch, sondern auch — und sogar besonders ausgeprägt — die Investitions-
tätigkeit, die im Vorjahr noch einen absoluten Rückgang zu verzeichnen hatte. Diese positive Ent-
wicklung wirft einige Fragen auf: Gibt es dieses Wirtschaftswachstum tatsächlich oder handelt es
sich um eine statistische Fiktion ? Wenn die Wirtschaft tatsächlich gewachsen ist, welche Formen hat
das Wachstum dann angenommen, welche Faktoren stehen dahinter und wie sind seine Perspektiven
einzuschätzen? War die verfolgte Wirtschaftspolitik vielleicht doch richtig? Im vorliegenden Bericht
werden diese und andere Fragen unter einer Reihe von Aspekten beleuchtet.
I. Produktion, Investitionen, Preise
Das BIP lag im Zeitraum Januar-Juli 1997 real
um 11 vH über dem entsprechenden Vorjahres-
zeitraum (Tabelle 1). Allerdings ist zur offiziel-
len Statistik zunächst zu bemerken, daß sie wei-
terhin einige deutliche Ungereimtheiten auf-
weist, auf die von den Instituten bereits mehr-
fach hingewiesen wurde (vgl. z.B. DIW etal.
1997: 16). Gleichwohl rechtfertigen die verfüg-
baren Informationen die Feststellung, daß es zu
einer Belebung des wirtschaftlichen Aktivitäts-
niveaus gekommen ist. Gerade die genauere
Analyse dieser Belebung macht jedoch die gra-
vierenden Probleme deutlich, mit denen die be-
hauptete wirtschaftliche Wende behaftet ist.
Das im bisherigen Verlauf des Jahres 1997
zu beobachtende Wirtschaftswachstum erstreckt
sich zwar auf viele Bereiche, ist aber im we-
sentlichen aus äußerst kräftigen Entwicklungen
der Industrieproduktion und der Bautätigkeit
entstanden. Diese beiden Bereiche weisen, bei
hohen Anteilen am BIP, überdurchschnittliche
Wachstumsraten auf (14,6 bzw. 18,2 vH). Auf
der Verwendungsseite weist die offizielle Stati-
stik nicht mehr nur, wie noch 1996, einen stark
zunehmenden Konsum der Bevölkerung aus,
sondern auch kräftig gestiegene Investitionen
(+18 vH).
1
Von der dynamischen Entwicklung der Indu-
strieproduktion blieben nur die Zweige Elektri-
zitätswirtschaft (1 vH) und Brennstoffindustrie
(-14 vH) ausgeschlossen. Alle übrigen Indu-
striezweige wiesen durchgehend zweistellige
Zuwachsraten auf (Tabelle 2). Der Maschinen-
bau (Anstieg um 26 vH), die Chemie und Petro-
chemie (17 vH), die Nahrungsmittelindustrie
(17 vH) und die Leichtindustrie (29 vH) tru-
gen — in der genannten Reihenfolge — wegen
ihrer hohen Anteile an der Gesamtproduktion
besonders stark zum industriellen Wachstum
bei. Eine herausragende Rolle dürften dabei
Einzelprodukte wie Traktoren (Anstieg um 25,3
vH) und Kalidünger (15,1 vH) gespielt haben.
Die Zunahme nunmehr auch der Investitions-
tätigkeit ist von besonderem Interesse. Zu-
nächst ist aber gerade hier auf die Problematik
der Daten am aktuellen Rand zu verweisen. So
wurden die Wachstumsraten der Investitionen
für 1996 zuletzt drastisch revidiert (z.B. für den
Bereich Handel und Gaststätten, von -20 vH












































































































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1997c: 169; 1997f: 27 ff.), Tacis (1997a: 21 ff.).




























































































Joint-ventures und industrielle Nebenbetriebe anderer Wirtschaftszweige.
Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996: 30 f.; 1997b).
durchaus auch die hier zu diskutierenden Zah-
len noch unterworfen werden. Daher bleibt
weiterhin besondere Vorsicht geboten.
Mit diesem Vorbehalt sind bezüglich der In-
vestitionstätigkeit (Tabelle 3) folgende Feststel-
lungen zu treffen: Von der auf den ersten Blick
insgesamt überaus positiven Entwicklung fallen
bei genauerer Betrachtung nur wenige Bereiche
wirklich ins Gewicht — und dies auf höchst
unterschiedliche Weise. Das Wachstum der Ge-
samtinvestitionen wird entscheidend getragen
von der äußerst kräftigen Zunahme der Woh-
nungsbautätigkeit (45 vH). Die ebenfalls sehr
stark aufwärts gerichteten Investitionen in das
Gesundheitswesen, die Bildung, die Kultur, die
Wissenschaft, den Handel und in Materialver-
sorgung und Absatz (Großhandel) spielen we-
gen ihres geringen Anteils an den aggregierten
Investitionen für die Gesamtentwicklung so gut
wie keine Rolle, ebensowenig wie die rückläu-
figen Investitionen in den Bereich Banken und
Versicherungen.
2 Dagegen trugen die Investi-
tionen in das Verkehrs- und Nachrichtenwesen
noch deutlich zum positiven Gesamtergebnis
bei, allerdings in wesentlich geringerem Maße
als die Wohnungsbauinvestitionen. Der Rück-
gang der Investitionen in die Landwirtschaft
verlief in den vergangenen Jahren besonders
dramatisch. Im Jahr 1996 beliefen sich diese In-
vestitionen auf weniger als 10 vH des Niveaus
von 1990; parallel dazu war ihr Anteil an den
Gesamtinvestitionen von 29 vH auf 7 vH zu-
rückgegangen. Vor diesem Hintergrund relati-














































































































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996: 159, 164 f.; 1997f: 166 ff.).
zu beobachtende Zunahme der Investitionen in
die Landwirtschaft (11 vH).
Das Gegenstück zur positiven Entwicklung
der Investitionen in den Wohnungsbau liefern
die Investitionen in den Sektor Industrie. Die
Stagnation des Vorjahres machte sogar einem
neuerlichen Rückgang Platz (-6 vH). Dies fällt
um so mehr ins Gewicht, als der Anteil der In-
vestitionen in die Industrie bei 29 vH der Ge-
samtinvestitionen liegt und damit genauso hoch
ist wie der Anteil der Investitionen in den Woh-
nungsbau.
Somit entwickeln sich die beiden gewichtig-
sten Investitionsbereiche, die Wohnungsbau-
und die industriellen Investitionen, in völlig ent-
gegengesetzte Richtungen. Berücksichtigt man
noch, daß die Investitionen in die Bauindustrie,
also jenen Wirtschaftsbereich, dessen Produk-
tionsergebnis — eben der Wohnungsbau — die
Gesamtentwicklung der Investitionstätigkeit
prägt, weiter stark rückläufig sind (-27 vH), so
erlaubt dies folgende Feststellung: Gerade in
jene beiden Wirtschaftsbereiche, die Investi-
tionsgüter herstellen, wird nach wie vor immer
weniger investiert. Die steigende Produktion
der beiden Bereiche Industrie und Bauwesen
hat bislang offenbar nicht zur Folge gehabt, daß
auch in ihren physischen Kapitalstock investiert
würde. Dies steht im Einklang mit dem Ge-
samtbild eines Aufschwungs, der sich von der
realwirtschaftlichen Seite als äußerst eng um-
grenzt und sehr fragil beschreiben läßt.
Der Preisanstieg war in Belarus im Jahr 1996
zunächst wesentlich langsamer vor sich gegan-
gen als noch in den Vorjahren (vgl. Tabellen 4
und 1). Allerdings kam es sowohl bei den Ver-
braucherpreisen als auch bei den industriellen
Erzeugerpreisen um die Jahreswende 1996/97
zu einer neuerlichen, äußerst starken Beschleu-
nigung des monatlichen Preisanstiegs. Bislang
ist nur der Anstieg der Verbraucherpreise wieder
auf ein Maß zurückgegangen, das nicht mehr
als extrem kritisch einzustufen ist. Der Anstieg
der industriellen Erzeugerpreise hat sich dage-
gen mit Monatsraten fortgesetzt, die auf das
Jahr hochgerechnet bei 100 vH und darüber lie-
gen. Zudem steht weitgehend außer Zweifel,
daß die Inflationsberuhigung im wesentlichen
auf administrative Eingriffe in den Preisbil-
dungsmechanismus zurückzuführen ist. Erfolge
werden „disziplinarischen Maßnahmen" auf
dem Gebiet der Preisbildung zugeschrieben.
3
Mithin ist der Wirtschaftsaufschwung in
Belarus unmittelbar von einer neuerlichen Be-
schleunigung der Inflation begleitet gewesen.
Die zuletzt zu beobachtende Beruhigung des
Preisanstiegs erstreckte sich nur auf Ver-
brauchsgüter, wurde über weite Strecken mit
administrativen Maßnahmen erzielt und gibt
keinen Anlaß, ausreichend niedrige Inflations-





































































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996: 193, 217; 1997d: 196, 209; 1997f: 202, 226).
II. Arbeitsmarkt
Die Arbeitslosenquote sank bis Ende Juni 1997
auf 3,4 vH (Tabelle 5). Dahinter stehen zwei
Entwicklungen: Erstens wuchs die Zahl der Be-
schäftigten gegenüber Juni 1996 insgesamt um
40 000 Personen auf 4,2 Millionen. Allein ge-
genüber Dezember 1996 betrug der Anstieg
33 200 Personen. Zweitens fanden weniger Ent-
lassungen statt.
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Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1997e: 61, 65 ff.).
Die Beschäftigung wuchs vor allem im ter-
tiären Sektor. Bemerkenswert ist ihre Zunahme
im Handel und im Gaststättengewerbe mit et-
wa 25 000 Stellen und im Bildungswesen mit
17 000 Stellen, jeweifs gegenüber Juni 1996
(Tabelle 6). Dagegen nahm die Beschäftigung
im selben Zeitraum in der Industrie um 25 000
Personen und in der Landwirtschaft um 21 000
Personen ab. Die Reduktion der Industriebe-
schäftigung dürfte auch dazu geführt haben,
daß die Zahl der Personen, die aufgrund der
wirtschaftlichen Situation ihres Unternehmens
nur teilbeschäftigt oder beurlaubt waren, stati-
stisch gesehen zurückging. Die betriebsbeding-
te Teilzeitbeschäftigung reduzierte sich in der
Industrie um 39 vH, um 48 vH wurde der Um-
fang des Zwangsurlaubs reduziert. Im Bauge-
werbe verringerten sich diese Ausfallzeiten um
44 bzw. 47 vH (Ministerstvo Statistiki i Analiza
1997b: 102).
Die Zahl der offiziell registrierten Arbeitslo-
sen sank von 182 500 Personen im Dezember
1996 auf 157 400 Personen im Juni 1997 (Ta-
belle 5). Gleichzeitig erhöhte sich die Zahl der
offenen Stellen von 15 800 auf 32 000. Auf
eine offene Stelle entfielen im Juni 1997 fünf
Arbeitslose, im Dezember 1996 waren es noch
elf. Im 1. Halbjahr 1997 wurden im Rahmen
staatlicher Programme 44 500 neue Arbeitsplät-
ze geschaffen. Das Angebot von Krediten und
Subventionen beim Übergang in die Selbstän-
digkeit wurde allerdings nur ungenügend ge-
nutzt. Fast 40 000 Arbeitslose nahmen an „ge-
sellschaftlicher Arbeit" teil, die Voraussetzung
für den Bezug von Arbeitslosenunterstützung
war. Im 1. Halbjahr nutzten 13 600 Arbeitslose
Qualifizierungs- und Umschulungsmaßnahmen;
das sind weniger als die Hälfte der im Regie-















































































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1996: 59 ff.; 1997e: 61 ff.).
Ungeachtet dieser Entwicklung bestehen auf
dem Arbeitsmarkt erhebliche Probleme. Der
Anteil der jugendlichen Arbeitslosen (16-29
Jahre) ist mit 46 vH ungewöhnlich hoch. Die
durchschnittliche Dauer der Arbeitssuche hat
sich von 7,4 Monaten Ende 1996 auf 8,3 Mona-
te erhöht. Der Anteil der Langzeitarbeitslosen
(länger als ein Jahr arbeitslos) erreicht 21 vH
der Arbeitslosenzahl. Der Anteil der Frauen an
den Arbeitslosen ist überdurchschnittlich hoch
(64,5 vH). Vor allem aber ist zu bezweifeln,
daß die staatlichen Beschäftigungsprogramme
dauerhafte Beschäftigung sichern werden; sie
konservieren eher die Überbeschäftigung.
III. Einkommen der privaten Haushalte
Die offizielle Einkommenspolitik der weißrus-
sischen Regierung zielte auf eine Erhöhung der
Realeinkommen der privaten Haushalte und auf
eine Begrenzung der Einkommensdifferenzie-
rung zwischen den sozialen Gruppen. Gleich-
zeitig sollte durch eine schrittweise Anhebung
der unteren Einkommen die Zahl der in Armut
lebenden Personen reduziert werden.
4
Für 1997 hat die Regierung einen Zuwachs
der realen Geldeinkommen von 5 vH geplant;
tatsächlich wurde im 1. Halbjahr gegenüber der-
selben Periode des Vorjahres ein Anstieg um
10 vH — gleichlaufend mit der Entwicklung
des Bruttoinlandsprodukts — erreicht. Die
Reallöhne stiegen um 8,4 vH, jedoch mußten
die Beschäftigten in einzelnen Sektoren Real-
lohnverluste hinnehmen. Entgegen der Geldein-
kommens- und Lohnentwicklung sank die reale
Durchschnittsrente um 2,3 vH. Die unterschied-
lichen Wachstumstempi spiegeln sich auch in
den Strukturen der Geldeinkommen der priva-
ten Haushalte wider. Die Einkommen aus Un-
ternehmertätigkeit stiegen im 1. Halbjahr 1997
etwas schneller als die Löhne, nachdem ihrWachstum 1996 noch wesentlich über dem der
Löhne gelegen hatte. Die Anteile der Löhne
und der Einkommen aus Unternehmertätigkeit
an den gesamten Geldeinkommen haben sich
damit nur wenig verändert (Tabelle 7).
Steigende Anteile der Konsumausgaben und
eine leicht zurückgehende Ersparnisbildung zei-
gen an, daß die gewachsenen Realeinkommen
auch konsumwirksam geworden sind. In den
ersten sieben Monaten wendete die Bevölke-
rung etwa 75 vH ihres Einkommens für Kon-
sumgüter und kommunale Dienstleistungen auf.
Im gesamten Jahr 1996 waren es erst 73 vH und
im 1. Halbjahr 1997 73,5 vH gewesen.
Die Differenzierung der Pro-Kopf-Einkom-
men ist, gemessen an der Relation zwischen den
Anteilen des untersten und des obersten Ein-
kommensdezils, vom 7,4fachen auf das 6,5fa-
che zurückgegangen. Auf das niedrigste Ein-
kommensdezil entfielen im 1. Vierteljahr 1997
nur 3,7 vH aller Geldeinkommen, auf das
höchste 24 vH (1. Vierteljahr 1996: 3,4 und
25,2 vH).
Während insbesondere die Beschäftigten in
der Industrie überdurchschnittliche Lohnzu-
wächse erzielen konnten, blieben die Löhne in
der Land- und Forstwirtschaft, im Post- und
Fernmeldewesen, im Bereich Wohnungswesen
und Hauswirtschaftliche Dienstleistungen, im
Transport- sowie im Bankgewerbe — letztere
auf sehr hohem Niveau — unter der durch-
schnittlichen Entwicklung (Tabelle 8). In die-
sen Sektoren mußten gegenüber der Vergleichs-
periode des Vorjahres auch Reallohnverluste
von bis zu 3,7 vH hingenommen werden.
Obwohl auch in Weißrußland die Löhne
nicht immer fristgemäß ausgezahlt wurden, er-
reichten die Lohnrückstände nie die aus Ruß-
land bekannten Dimensionen. Im Juli 1997 be-
trugen die rückständigen Lohnzahlungen etwa
ein Achtel der Monatslohnsumme. Mehr als
zwei Drittel der Rückstände entfielen auf die
Landwirtschaft, 12 vH auf die Industrie und
7 vH auf das Baugewerbe. Etwa 83 vH der
Rückstände entstanden im Juni 1997, der Rest
im Zeitraum Januar-Mai. Auf nichtstaatliche
Unternehmen (Genossenschaften, Pachtbetrie-
be, Aktiengesellschaften u.a.) entfielen 54 vH
der Lohnschulden, obwohl ihr Anteil an der
Lohnsumme nur etwa ein Drittel betrug (Mai
1997).
Die Höhe der Renten blieb ein soziales Pro-
blem. Die Mindestrente wurde zwar in Abhän-
gigkeit von der Preisentwicklung im ersten
Halbjahr 1997 fünfmal erhöht, erreichte aber
trotzdem nur knapp 40 vH des Existenzmini-
mums (Armutsgrenze). Da selbst das Niveau
der durchschnittlichen Altersrente bei nur
74 vH des Existenzminimums lag, blieb für
mehr als 50 vH der Rentner die monatliche
Rente im 1. Halbjahr unterhalb der Armuts-
grenze. Die Relation der Durchschnittsrente
zum Durchschnittslohn ist auf 39 vH gesunken
(1. Halbjahr 1996: 43 vH). Der Mindestlohn
betrug im 1. Halbjahr 1997 monatlich 150 000
Rubel, das waren 16 vH des Existenzminimums
bzw. 8 vH des Durchschnittslohns. Der An-
teil der Bevölkerung mit Pro-Kopf-Einkommen
unterhalb der Armutsgrenze blieb auch im
1. Halbjahr 1997 mit 38 vH sehr hoch (1995:
39,9 vH; 1996: 38,6 vH).
5




Soziale Transfers (Renten, Sonstige)




Ersparnis (einschließlich in Valuta)
darunter: Zuwachs des Bargeldbestands
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Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1997a: 117; 1997c: 56).Tabelle 8 - Lohnentwicklung und -Struktur 1995-1997




























































































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1997e: 68).
IV. Öffentliche Haushalte
Die öffentlichen Haushalte verfügten nach den
ersten sechs Monaten 1997 über leichte Über-
schüsse in Höhe von 0,5 vH des BIP. Bei dieser
vergleichsweise positiven Bilanz ist allerdings
zu beachten, daß die Aussagekraft des Staats-
haushaltes zur Einschätzung der finanzpoliti-
schen Situation gerade in Belarus gering ist.
Die derzeitige Situation der offiziellen Haus-
halte weicht im übrigen deutlich von den Haus-
haltsplanungen für das Gesamtjahr 1997 ab.
Das Haushaltsgesetz hatte für 1997 ein Defizit
von 3,3 vH des BIP vorgesehen (DIW et al.
1997). Auch die aktualisierte Fassung des Re-
publiksbudgets geht noch von einem Defizit
aus.
Zudem unterscheidet sich die derzeitige Fi-
nanzsituation der öffentlichen Haushalte auf
den ersten Blick auch grundlegend von der in
der Russischen Föderation: Die öffentlichen
Haushalte mußten in der stark reglementierten
weißrussischen Volkswirtschaft bei sinkender
Steuerbasis einen deutlich geringeren Einnah-
menrückgang als in der Russischen Föderation
hinnehmen, wo die Liberalisierung und die Pri-
vatisierung weiter vorangeschritten sind. Zwar
ist auch Belarus mit dem Problem der Steuer-
rückstände konfrontiert. Allerdings waren die
ausgewiesenen Steuerrückstände zum Ende des
1. Halbjahres 1997 (mit etwa 2,7 vH des BIP)
im Vergleich zur Russischen Föderation (Ja-
nuar-Mai 1997: 14 vH des BIP) gering.
Alle Anzeichen deuten jedoch darauf hin,
daß in Belarus der Staatshaushalt nur als ein
Verrechnungsposten innerhalb des wesentlich
umfassenderen staatlichen Sektors dient und
die quasi-fiskalischen Aktivitäten weiter ausge-
dehnt wurden. Insbesondere wurde die präfe-
rentielle, staatlich veranlaßte Kreditvergabe an
einzelne Unternehmen ausgeweitet.
6 Diese
Kredite werden teilweise durch die Geschäfts-
banken an die Unternehmen weitergereicht,
teilweise direkt von der Nationalbank vergeben.10
Wären diese über die öffentlichen Haushalte als
Subventionen ausgereicht worden, was auf-
grund der negativen Realverzinsung ihr eigent-
licher Charakter ist, hätte der Finanzbedarf des
Staates weit höher gelegen.
7
Die vordergründig verbesserte Finanzsitua-
tion des Staatshaushalts geht auf eine deutliche
Einnahmensteigerung (1996: 28,2 vH des BIP;
1. Halbjahr 1997: 32,6 vH) zurück (Tabelle 9).
Auffallend ist, daß dieser Einnahmenzuwachs
in erster Linie von den Verbrauchsteuern ge-
tragen wurde; trotz des beachtlichen ausgewie-
senen Aufschwungs blieb das Aufkommen aus
der Gewinnsteuer — gemessen als Anteil am











































































































































































































































































Quelle: Ministerstvo Statistiki i Analiza (1997c: 175 ff.; 1997f: 81 ff.).11
BIP — nahezu konstant. Der Einnahmenzu-
wachs ist auch in engem Zusammenhang damit
zu sehen, daß die Steuervergünstigungen deut-
lich reduziert wurden. Viele Betriebe waren in
der Vergangenheit entweder überhaupt von der
Mehrwertsteuerpflicht oder jedenfalls von der
tatsächlichen Zahlung ausgenommen. Der er-
leichterte Zugang der Unternehmen zu präfe-
rentiellen Krediten ermöglichte es, diese Steu-
ervergünstigungen zurückzuführen, ohne die
Liquiditätssituation auf der Unternehmensebe-
ne zu verschärfen. Der deutliche Anstieg der
Einnahmen aus z.B. Zöllen geht vor allem auf
eine Anpassung der Importzölle an die russi-
schen Regelungen zurück.
Der Einnahmensteigerung von 4 Prozent-
punkten, gemessen als Anteil am BIP, stand
eine Zunahme des Ausgabenanteils um 1 Pro-
zentpunkt gegenüber. Detaillierte Angaben über
die Ausgabenstruktur liegen nicht vor. Dennoch
läßt sich erkennen, daß der Posten Bildung,
Kultur und Soziales wie in den Vorjahren etwa
die Hälfte der Gesamtausgaben umfaßt. Ausga-
benkürzungen waren im Bereich der Volkswirt-
schaft, dem Posten, unter dem in der Vergan-
genheit vor allem die staatliche Investitions-
tätigkeit und die Subventionspolitik abgerech-
net wurden, festzustellen.
8 Insgesamt zeigt sich
auch in dieser Haushaltspolitik, die zu wesent-
lichen Teilen auf einer Auslagerung fiskali-
scher Aktivitäten aus dem Staatshaushalt be-
ruht, der rückwärtsgewandte Kurs der Regie-
rung. Er dürfte so zu einem erheblichen Infla-
tionsdruck beitragen.
V. Geldpolitik
Die weißrussische Geldpolitik wird zunehmend
fiskalpolitischen Zielen untergeordnet. Damit
steht sie nicht mehr als Instrument für die Sta-
bilisierung des Innen- und des Außenwertes der
weißrussischen Währung zur Verfügung. An
die Stelle einer stabilitätsorientierten Geldpoli-
tik sind staatliche Eingriffe in den Preisbil-
dungsmechanismus getreten, die aber eine Be-
schleunigung der Inflation nicht verhindern
konnten. Unter Einbeziehung der zurückgestau-
ten Inflation dürfte die tatsächliche Geldent-
wertung noch höher gelegen haben. Dafür ist
vor allem die expansive Geldpolitik seit Mitte
1996 verantwortlich. Sie hat sich im 1. Halb-
jahr 1997 fortgesetzt (Tabelle 10). Das Wachs-
tum der Geldbasis ging 1997 häuptsächlich auf
eine Ausweitung der Nettokreditvergabe an die
Geschäftsbanken zurück (Tabelle 11). Von den
Nettodevisenreserven ging dagegen zunächst
ein dämpfender Einfluß aus. Erst nach einer
Korrektur des Wechselkurses trugen sie im
zweiten Vierteljahr zum Wachstum der Geld-
basis bei.










































Quelle: IMF (1997), Tacis European Expertise Service Belarus Economic Trends. Monthly Update sowie ... Quarterly
Update (verschiedene Ausgaben), Arbeitsunterlagen des Ministeriums für Statistik und Analyse, eigene Berechnungen.12




Forderungen an die Zentralregierung
(netto)




































19,0 . 22,5 11,3
aDie Differenz zwischen den Anteilen der drei aufgeführten Kategorien und 100 vH besteht aus „sonstigen*











Quelle: IMF (1997), Tacis European Expertise Service Belarus Economic Trends. Monthly Update sowie ... Quarterly
Update (verschiedene Ausgaben), Arbeitsunterlagen des Ministeriums für Statistik und Analyse, eigene Berechnungen.
Die erweiterte Geldmenge M3 expandierte
noch stärker als die Geldbasis. Sie nahm allein
im 1. Halbjahr 1997 prozentual um soviel zu
wie im gesamten Jahr 1996. Die ursprünglichen
stabilitätspolitischen Ziele der Regierung für
das Jahr 1997 waren damit bereits zur Jahres-
mitte Makulatur. Der Ausweitung des Geldan-
gebots durch die Geschäftsbanken steht offen-
bar keine entsprechend höhere Geldnachfrage
der Wirtschaft gegenüber, denn der weißrussi-
sche Rubel hat im 1. Halbjahr 1997 massiv ab-
gewertet, und das trotz der — ausweislich des
Rückgangs der Devisenreserven im 1. Viertel-
jahr — erheblichen staatlichen Interventionen
zu seiner Stützung. Die Expansion von M3 läßt
sich, neben der Ausweitung der Geldbasis, auf
zwei Faktoren zurückführen. Erstens lösten die
Geschäftsbanken, teilweise auf direkte Wei-
sung der Regierung, einen großen Teil ihrer
im letzten Vierteljahr 1996 angehäuften Über-
schußreserven auf. Der Anteil der Überschuß-
reserven an der Geldbasis hat sich im 1. Vier-
teljahr 1997 halbiert (Tabelle 11). Zweitens
sind in M3 Konten in ausländischer Währung
enthalten, deren Rubelgegenwert sich im Zuge
der deutlichen Abwertung des Rubels erhöhte
(Tabelle 12).
Gravierender noch als die verstärkt expan-
sive Ausrichtung der Geldpolitik ist die Tatsa-
che, daß marktwirtschaftliche Koordinations-
mechanismen weiter zugunsten zentraler Pla-
nung zurückgedrängt worden sind. Die Na-
tionalbank gewährte ausgewählten Geschäfts-
banken Kredite zu real negativen Zinsen, ver-
bunden mit der Weisung, diese Kredite an be-
stimmte Sektoren und Unternehmen zu eben-
falls subventionierten Konditionen weiterzurei-
chen.
9 Inzwischen unterliegen gut 95 vH der
Rubelkredite der Zentralbank an die Geschäfts-
banken einer solchen Zweckbindung;
1
0 im Jahr
1995 waren dies noch 20 vH, 1996 bereits
88 vH.
Das Ausmaß der über die Geldpolitik ge-
währten Subventionen läßt sich zum einen
daran ablesen, daß die zweckgebundenen Kre-
dite in den ersten fünf Monaten 1997 gemessen
am Bruttoinlandsprodukt 3,5 vH erreichten.
Zum anderen ist das Ausmaß der Subventionen
an den gewährten Realzinsen zu ermessen. Der
allgemeine monatliche Refinanzierungszinssatz
liegt seit November 1996, mit einer kurzen Un-
terbrechung im März 1997, unterhalb der In-
flationsrate. Die Zinsen auf zweckgebundene
Kredite liegen noch deutlich unter dem allge-
meinen Refinanzierungssatz (Schaubild 1). Der
effektive Refinanzierungssatz lag damit im
1. Halbjahr real und auf Jahresbasis bei fast -
50 vH.'
1 Ähnliches gilt für die durchschnittli-
chen Kreditzinsen der Geschäftsbanken. Im Er-
gebnis verhinderte die Geldpolitik, daß die Zin-OS fnsfsfuhs für
13



























aAbweichungen von 100 vH durch Runden der Zahlen.
Quelle: IMF (1997), Tacis European Expertise Service Belarus Economic Trends. Monthly Update sowie ... Quarterly
Update (verschiedene Ausgaben), Arbeitsunterlagen des Ministeriums für Statistik und Analyse, eigene Berechnungen.














aDeflationiert mit dem Verbraucherpreisindex, Periodenendwerte.
Quelle: IMF (1997), Tacis European Expertise Service Belarus Economic Trends. Monthly Update sowie ... Quarterly
Update (verschiedene Ausgaben), eigene Berechnungen.
sen ihre Funktion als Signale für eine effizienz-
orientierte Ressourcenallokation erfüllen konn-
ten. Außerdem trug die Geldpolitik dazu bei,
daß die Budgetrestriktionen weiterhin weich
blieben, so daß Unternehmen und Banken kaum
einen Anreiz hatten, sich umzustrukturieren.
Darüber hinaus unterminierte die Geldpolitik
auch die Stabilität des weißrussischen Banken-
sektors. Die gelenkten Zentralbankkredite wur-
den fast nur an zwei — staatlich kontrollier-
te — Banken vergeben. Die übrigen Banken
hatten dagegen kaum noch Refinanzierungs-
möglichkeiten. Da bei der Vergabe der gelenk-
ten Kredite nur politische Prioritäten, nicht aber
die Bonität der Kreditnehmer eine Rolle spiel-
ten, wird ein großer Teil der ausstehenden Kre-
dite nicht oder nicht fristgerecht bedient. Die fi-
nanzielle Situation des Bankensystems ver-
schlechterte sich rapide. Die Gewinne und die
Kapitaldeckungsquotienten sind im 1. Halbjahr
1997 erheblich zurückgegangen. Auch die tat-
sächlichen Verlustrückstellungen blieben im-
mer weiter hinter den gesetzlich vorgeschriebe-
nen zurück. Die Zentralbank hat inzwischen
einige kleinere Banken unter Zwangsverwal-
tung gestellt und bei einigen ein Liquidations-14
verfahren eingeleitet. Solange aber das Banken-
system nur als Vehikel für staatliche Subven-
tionen eingesetzt wird, kann eine systematische
Lösung der strukturellen Probleme des Banken-
sektors nicht gelingen.
VI. Wechselkurspolitik
Die Wechselkurspolitik befindet sich in einem
fortgesetzten Konflikt mit der Geldpolitik. Wäh-
rend die Geldpolitik expansiv ausgerichtet ist,
bemüht sich die Regierung um eine Stabilisie-
rung des nominalen Wechselkurses. Dies hat zu
einer erheblichen realen Überbewertung der
Währung und zu ernsten Zahlungsbilanzproble-
men geführt. Die Regierung hat darauf mit
administrativen Beschränkungen am Devisen-
markt reagiert.
1
2 Mit der verstärkten monetären
Expansion des Jahres 1997 haben die Probleme
zunächst an Schärfe zugenommen. Die Wäh-
rungsreserven, die sich in Rubel gerechnet be-
reits im 4. Vierteljahr 1996 netto fast halbiert
hatten, fielen bis zum Februar auf den niedrig-
sten Stand seit 1994.
1
3 Die Regierung hat daher
ihre Stabilisierungsbemühungen beim Wechsel-
kurs vorübergehend aufgegeben und eine nomi-
nale Abwertung gegenüber dem US-Dollar von
60 vH im 1. Vierteljahr 1997 und insgesamt
74 vH im 1. Halbjahr zugelassen (Schaubild 2).
Im gleichen Zeitraum gab der weißrussische
Rubel gegenüber dem russischen Rubel um
63 vH nach. Zwar haben sich die Reserven in
der Folge wieder mehr als vervierfacht, gemes-
sen an den Importausgaben sind sie jedoch wei-
terhin sehr gering.
Die massive nominale Abwertung schlug
sich zunächst in einer gewissen Korrektur des
realen Wechselkurses nieder. Da die Geldpoli-
tik jedoch verstärkt expansiv ausgerichtet war
und die Inflation im 1. Halbjahr 1997 erheblich
über der des Vorjahres lag, reichte die Korrek-
tur nicht aus, um die reale Überbewertung zu









aRealer Wechselkurs berechnet auf Grundlage der weißrussischen Verbraucherpreise. Anstieg = reale Abwertung; Januar
1995 = 100; Periodenendwerte.
Quelle: IMF (1997), Ministerstvo Statistiki i Analiza Statisticeskij bjulleten' (verschiedene Ausgaben), eigene Berechnungen.15
beseitigen. Seit Juni 1997 sind sogar wieder
reale Aufwertungstendenzen festzustellen. Ein
Indikator für die fortbestehende Überbewertung
ist die Differenz zwischen den offiziellen Kur-
sen in Minsk und dem Marktkurs an der Mos-
kauer Währungsbörse. So lag der offizielle Dol-
larkurs Anfang August in Minsk bei 27 180
weißrussischen Rubeln, der Kurs in Moskau
aber bei etwa 35 000. In dem Versuch, den
überbewerteten Kurs weiter zu stützen, hat die
Regierung zur Jahresmitte die bestehende Ab-
lieferungspflicht für Deviseneinnahmen de fac-
to noch einmal verschärft, indem sie zwar die
bestehende Umtauschpflicht (zum offiziellen
Kurs) für Deviseneinnahmen von 50 auf 30 vH
reduzierte, gleichzeitig aber sämtliche bis dahin
bestehenden Ausnahmeregelungen aufhob.
VII. Außenwirtschaft
Ein Kennzeichen der außenwirtschaftlichen
Entwicklung in den letzten zwölf Monaten war
die stetige Verschlechterung der Zahlungsbi-
lanz (Tabelle 13). So erreichte das Handels-
bilanzdefizit (allerdings nicht saisonbereinigt)
im 1. Halbjahr 1997 bereits einen Wert, der et-
wa 70 vH des Niveaus für das gesamte Jahr
1996 ausmachte (Tabelle 14). Vor allem gegen-
über den GUS-Staaten fiel diese Verschlechte-
rung überproportional stark aus. Dies ist auch
ein Ausdruck abnehmender Wettbewerbsfähig-
keit gegenüber GUS-Staaten.
















Mittel- und langfristiger Kapitalverkehr
Kurzfristiger Kapitalverkehr
Saldo der Kapitalverkehrsbilanz
Statistisch nicht aufgliederbare Transaktionen
Finanzierung
Nettoauslandsposition des Bankensystemsb
darunter: Verbindlichkeiten gegenüber dem IWF
1994 1995
-710 -529
2 641 4 621



















1996 1. Vj. 1996
-1 336 -363
5 404 1 276









































aIn Anlehnung an die Gliederung der weißrussischen Nationalbank. Handelsdaten für das Jahr 1996 enthalten nicht die
Ausfuhr von Waffen in Höhe von 370 MM. Dollar (Tacis 1997b). Ebenfalls im Jahr 1996 (4. Vierteljahr) nicht enthalten ist
das Begleichen von noch offenen Rechnungen für RAO Gazprom-Lieferungen durch unverkaufte Produkte aus Belarus in
Höhe von 840 MM. Dollar. — b >>_" bedeutet Zunahme der Nettoauslandsforderungen.
Quelle: Unveröffentlichte IMF-Daten, eigene Schätzungen.16





































































































































































4 621' 5 404
2 845 3 588
















5 149 6 739
3 262 4 370




1 887 2 369






















































































































Quelle: Unveröffentlichte IMF-Daten, eigene Schätzungen.17
Die Angaben über die Finanzierung des offi-
ziell ausgewiesenen Leistungsbilanzdefizits sind
extrem ungenau; rund die Hälfte der Finanzie-
rung stellen statistisch nicht aufgliederbare
Transaktionen dar. Im Jahr 1996 war ein Groß-
teil des Defizits zunächst durch Lieferanten-
kredite (Gazprom) finanziert worden, die dann
durch Lieferungen weißrussischer Waren in
Form von Bartergeschäften zu unbekannten
Preisabschlägen getilgt wurden. Somit dürften
die offiziellen Exportzahlen die tatsächliche
Entwicklung nicht korrekt nachzeichnen, da
weißrussische Exporte nicht nur wegen des
Gazprom-Tauschhandels unterschätzt werden.
Da über das Ausmaß nichtregistrierter Exporte
— wie auch über Kapitalimporte — keine zu-
verlässigen Zahlen vorliegen, kann nur ver-
mutet werden, daß die tatsächliche Zahlungs-
bilanz weniger defizitär ist. Zudem konnten im
letzten Jahr Exporte von konventionellen Waf-
fen und Waffensystemen um etwa das Zwan-
zigfache ausgeweitet und damit offenbar Ein-
nahmen in Höhe von 370 Millionen Dollar
(knapp 7 vH der Gesamtexporte) erzielt wer-
den.
1
4 Allerdings sind diese Exporte nicht in
den offiziellen Daten enthalten, und es ist noch
ungeklärt, ob diese Geschäfte im Tauschhandel
oder gegen direkte Zahlungen in harten Wäh-
rungen abgewickelt wurden. Angesichts des
völlig fehlenden Zugangs zum internationalen
Kapitalmarkt liegt die Vermutung nahe, daß
sich die Finanzierung des offiziellen Leistungs-
bilanzsaldos 1997 ähnlich darstellt.
1
5
Im Jahr 1997 sind die Beratungen über eine
Aufnahme Weißrußlands in die WTO fortge-
setzt worden. Nach der Sitzung der „Working
Party" im Juni wurden die sich daraus ergebe-
nen Fragen Belarus zugeleitet. Neben der Land-
wirtschaft betreffen sie vornehmlich Probleme,
die im Zusammenhang mit den vielen noch
nicht privatisierten Staatsbetrieben und Subven-
tionen stehen. Darüber hinaus gibt es auch grö-
ßere Schwierigkeiten bei den zur Verfügung
stehenden statistischen Daten, die noch nicht
den Anforderungen der WTO genügen. Auch
bei Vorliegen weißrussischer Antworten ist kei-
neswegs damit zu rechnen, daß die geplante
Dezember-Sitzung der „Working Party" eine
Mitgliedschaft verabschiedet. Derzeit stehen re-
gulierende Eingriffe, die auf Seiten Weißruß-
lands ergriffen wurden, einer schnellen Eini-
gung entgegen.
Anzeichen für regulierende Eingriffe auf
weißrussischer Seite sind Versuche der Regie-
rung, private außenwirtschaftliche Transaktio-
nen stärker zu kontrollieren. So wurden im
Sommer 1997 zur „Regelung der wirtschaftli-
chen Beziehungen" die Strafen für natürliche
wie juristische Personen bei Verstößen gegen
die Bestimmungen über Außenhandelstransak-
tionen und über Preisbildung sowie bei Nicht-
erfüllung der sogenannten Staatsaufträge und
bei „unsachgemäßer Verwendung" von Kredi-
ten drastisch erhöht {Belorusskij rynok 1997).
Auch haben die Geschäftsbanken, die als
„Agent der Devisenkontrolle" bezeichnet wer-
den, bei Nichterfüllung ihrer Aufgabe eine ho-
he Geldstrafe zu zahlen. Die im einzelnen ge-
nannten Straftatbestände weisen teilweise er-
hebliche Interpretationsspielräume auf. Es ist
daher vor dem Hintergrund vergangener Erfah-
rungen zu befürchten, daß die neuen Bestim-
mungen von dem für die Feststellung einer
Straftat und die Festlegung der Strafhöhe zu-
ständigen „Komitee der staatlichen Kontrolle
im Bereich der Wirtschaft" zuungunsten insbe-
sondere der privaten Unternehmen ausgelegt
werden. Außerdem werden im Außenhandel
Geldstrafen für nicht termingerechte Zahlungs-
eingänge aus Exportgeschäften verhängt.
Mit der Schaffung einer Zollunion zwischen
Belarus, Rußland, Kasachstan und Kirgistan
können weitere Schwierigkeiten für die WTO-
Beitrittsverhandlungen entstehen. Infolge der
Vereinbarungen über die Zollunion wurden im
März 1997 etwa 40 vH der Zollsätze in Belarus
erhöht, um sie dem russischen Niveau anzupas-
sen. Trotzdem brachte die Entscheidung eine
gewisse Liberalisierung mit sich, da der höch-
ste Zollsatz von bis zu 100 auf 30 vH reduziert
wurde (der gewichtete Durchschnittszollsatz
wird jetzt auf 12,5 vH geschätzt). Dennoch
wurde zwischen Rußland und Belarus in den
meisten Fällen keine Harmonisierung der exter-
nen Zollsätze erreicht, dafür wurde allerdings
der Freihandel zwischen Belarus, Rußland,
Kasachstan und Kirgistan nahezu vollendet.
Grundsätzlich werden die WTO-Verhandlun-18
gen mit allen vier Ländern unabhängig vonein-
ander geführt. Sollte zunächst nur ein Teil der
Länder WTO-Mitglied werden — und dies ist
höchst wahrscheinlich —, muß von ihnen für
die weitere Mitgliedschaft in der Freihandels-
zone eine Sondergenehmigung
1
6 von der WTO
eingeholt werden (Lücke 1995: 178). So wie
die Verhandlungen gegenwärtig laufen, dürfte
allerdings eher Rußland diese Sondergenehmi-
gung beantragen müssen, denn die Verhand-
lungen mit Belarus scheinen mit größeren Pro-
blemen belastet zu sein. Es wäre sicherlich für
Belarus ratsam, möglichst schnell und effektiv
die bestehenden Handelsbarrieren und nicht-
WTO-konformen Regelungen zu eliminieren,
die einer WTO-Mitgliedschaft im Wege stehen.
Denn dadurch wird eine größere Planungssi-
cherheit gewährleistet, die ausländische Inve-
storen durchaus als Anreiz betrachten könnten,
in dem Land zu investieren. Eine Verbesserung
in diesem Bereich würde nicht nur der Zah-
lungsbilanz zugute kommen, sondern natürlich
auch der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.
Versuche seitens Belarus, traditionelle Ex-
portprodukte (z.B. Düngemittel oder Textilwa-
ren) in Märkten wie der EU verstärkt abzuset-
zen, wurden in den letzten Jahren nicht selten
durch quasi-protektionistische Maßnahmen er-
schwert: Gleich dreimal seit 1990 wurden von
der EU Antidumpingverfahren gegen traditio-
nelle Exportprodukte aus Belarus eingeleitet.
1
7
Da Belarus als Staatshandelsland eingestuft
wird, wird von der EU von vornherein ausge-
schlossen, daß eine Marktpreisbildung in Be-
larus stattfindet. Dies hat zur Folge, daß Markt-
preise auf Drittmärkten erhoben und diese als
Vergleichsgrößen für die Feststellung einer
Dumpingspanne eingesetzt werden. Belarus
könnte sicherlich solche Verfahren vermeiden,





Der Widerstand gegen Reformen spiegelt sich
am deutlichsten auf ordnungspolitischem Ge-
biet wider: Hier gab es im bisherigen Jahresver-
lauf 1997 — ebenso wie im Vorjahr — keiner-
lei Anzeichen für eine Einleitung der notwen-
digen Reformen. Teilweise sind sogar Rück-
schritte zu beobachten. Diese betreffen insbe-
sondere das ohnehin ungünstige Umfeld für den
privaten Sektor, der sich unter den schlechten
Rahmenbedingungen bislang nur schwer entfal-
ten konnte. Insgesamt tragen privatisierte und
neugegründete private Unternehmen nicht mehr
als 15-20 vH zum BIP bei.
1
9
Hauptursache der schleppenden Privatisie-
rung im Unternehmenssektor ist der fehlende
politische Wille von Regierung und Präsident.
Nachdem in den Vorjahren die Ziel vorgaben der
Privatisierungsprogramme nie realisiert wurden,
gab es 1997 noch nicht einmal ein Programm,
sondern lediglich einen ersten Entwurf.
2
0 Das
weitere Vorgehen in der Privatisierung soll nun
per Dekret des Präsidenten geregelt werden.
Bis September 1997 lag allerdings nur ein De-
kretentwurf vor, der zudem keine konkreten
Vorgaben hinsichtlich der Zahl der zu priva-
tisierenden Unternehmen beinhaltet (vwd-Ruß-
land vom 8. September 1997: 4).
Zu einem nahezu vollständigen Stillstand ist
es bei der Voucherprivatisierung gekommen.
2
1
Als nach mehrmaliger Verlängerung die An-
tragsfrist auf Zuteilung von Privatisierungs-
schecks zum 1. Juli 1997 endete, hatten 74 vH
der hierzu berechtigten Personen einen Antrag
gestellt (Belorusskij rynok Nr. 30 aus 1997:
13). Lediglich 62 vH der berechtigten Bürger
hatten zur Jahresmitte 1997 ihre Privatisie-
rungsschecks tatsächlich erhalten. Von diesen
hat bislang noch nicht einmal ein Drittel die
Schecks auf Privatisierungsauktionen einge-
setzt. Dies ist weniger auf das geringe Interesse
der Bevölkerung an der Privatisierung zurück-
zuführen. Vielmehr bietet der Staat als Eigen-
tümer im Rahmen der Voucherprivatisierung
eine nur geringe Anzahl von Aktien an seinen
zu privatisierenden Unternehmen an.19
An dem bisher gezeichneten Bild ändern die
offiziell ausgewiesenen Zahlen über die Privati-
sierung (Tabelle 15) grundsätzlich nichts. Wie
in den Vorjahren wurde auch im bisherigen
Jahresverlauf 1997 häufig nur eine Rechtsform-
transformation vorgenommen, d.h. eine Um-
wandlung von Unternehmen in überwiegend
staatseigene Kapitalgesellschaften. An Beleg-
schaften und bisherige Pächter, meist ebenfalls
frühere Arbeitnehmer, gingen 8 vH der verkauf-
ten Unternehmen. Über ein Drittel wurde auf
Auktionen versteigert oder durch Direktverkauf
privatisiert. Der mangelnde Privatisierungsfort-
schritt zeigt sich nicht zuletzt daran, daß nach
grober Schätzung bislang nur ein Viertel der
Staatsunternehmen privatisiert bzw. umgewan-
delt wurde und in diesen Unternehmen ledig-
lich 12 vH der Erwerbstätigen beschäftigt sind.
Unternehmensexterne und strategische Inve-
storen spielten bei der Privatisierung offenbar
keine große Rolle. Damit wird die Privatisie-
rung dort, wo sie stattfindet, von Insidern und
wenig kapitalkräftigen Käufern dominiert. Be-
züglich Unternehmenskontrolle und Kapitalzu-
fluß sind deshalb eher negative Effekte zu er-
warten. Vor allem wird die nahezu zum Still-
stand gekommene Restrukturierung der Unter-
nehmen nicht forciert werden. Ein entscheiden-
der Impuls zur Ankurbelung der Investitionen
und für den notwendigen Strukturwandel wird
von den privatisierten Unternehmen nicht aus-
gehen.
Fortschritte in der Privatisierung gab es
allenfalls bei den meist kleinen Betrieben des
Handels- und Dienstleistungssektors. In diesen
beiden Sektoren wurden auf kommunaler Ebe-
ne weitaus mehr Unternehmen privatisiert bzw.
umgewandelt als auf Republiksebene.
2
2 So
hatten sich von den seit 1991 insgesamt privati-
sierten bzw. umgewandelten Unternehmen über




Die Entwicklung des privaten Sektors wird
neben der schleppenden Privatisierung zusätz-
lich durch Hemmnisse für private Neugründun-
gen und bereits operierende Privatbetriebe be-
hindert. Eine der ordnungspolitisch zweifelhaf-
ten Maßnahmen war die im Februar 1996 ange-
laufene Neuregistrierung von Unternehmen.
2
4
Die Registrierung sollte ursprünglich Anfang
1997 abgeschlossen sein, wurde dann aber erst
im Juli 1997 per Präsidialdekret rückwirkend
Tabelle 15 - Zahl privatisierter und umgewandelter Unternehmen nach Privatisierungsverfahren 1991-1997
Privatisierte und umgewandelte Unternehmen
Privatisiert durch:
Verkauf verpachteten Eigentums an Pächter
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Verkauf verpachteten Eigentums an Pächter



















































































































































Quelle: Belorusskij rynok Nr. 31 aus 1996: 14, Nr. 5 aus 1997: 7 und Nr. 29 aus 1997: 21 sowie Arbeitsunterlagen des
Wirtschaftsministeriums der Republik Belarus.20































































































































































































Quelle: Belorusskij rynok Nr. 5 aus 1997: 7 und Nr. 29 aus 1997: 21 sowie Arbeitsunterlagen des Wirtschaftsministeriums
der Republik Belarus.
zum April für beendet erklärt (Belorusskij
rynok Nr. 27 aus 1997: 2). Anträge auf Regi-
strierung, die zwischen April und Juli gestellt
wurden, sind nicht mehr berücksichtigt worden.
Die betroffenen Antragsteller, darunter auch
ausländische und gemeinschaftliche Unterneh-
men, dürfen daher ihre Geschäftstätigkeit nicht
fortsetzen. Ebenfalls ihre Tätigkeit einstellen
müssen jene Unternehmen, denen eine Regi-
strierung verweigert wurde, wobei die Verwei-
gerung teilweise auf Gründen wie mangelnde
statistische Berichterstattung und Nichtzahlen
von Steuern beruhte. Wie viele Unternehmen
hiervon betroffen sind, ist zwar nicht genau be-
kannt.
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5 Festzuhalten ist jedoch, daß es im
Zuge der Neuregistrierung auch zu Liquidatio-
nen von Unternehmen in guter wirtschaftlicher
Lage kam. Grundsätzlich erhöhen Maßnahmen
wie die Neuregistrierung und die dabei getrof-
fenen Ad-hoc-Entscheidungen die Unsicherheit
für die Wirtschaftssubjekte.
Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
wurden, abgesehen von der Neuregistrierung,
auch in ihrer laufenden Geschäftstätigkeit be-
hindert. Im Widerspruch zu den tatsächlichen
Gegebenheiten wird von der Regierung erklärt,
daß die Unterstützung der KMU ein wichtiges
Ziel sei. Laut Programm zur Förderung der
KMU sollen 1997 mindestens 300 Mrd. weiß-
russische Rubel aus dem Republikshaushalt be-
reitgestellt werden; eine Aufstockung dieses
Betrags u.a. mit Privatisierungserlösen ist vor-
gesehen (Sobranie dekretov 1997c). Ordnungs-
politisch sinnvoller als derartige staatliche Fi-
nanzierungsprogramme ist die Deregulierung
der Märkte und Preise.
Ordnungspolitisch bedenklich entwickeln
sich auch die Eingriffe auf dem Arbeitsmarkt.
Der Präsident dekretierte, daß eine Steigerung
der Zahl der Arbeitslosen auf über 130 000
„unzulässig" sei (Sobranie dekretov 1997a).
Weiterhin wurde verfügt, daß Hochschulabgän-
ger ihren künftigen Arbeitsplatz nicht frei wäh-
len können, sondern zunächst für zwei Jahre
eine vom Staat zugewiesene und vom Arbeit-
geber nicht kündbare Stelle annehmen müssen
(Sobranie dekretov 1997b; Minsk Economic
News Nr. 13 aus 1997: 6). Außerdem wurde die
Zahlung von Arbeitslosengeld von der Bereit-
schaft des Arbeitslosen, eine gemeinnützige Ar-
beit aufzunehmen, abhängig gemacht. Hier-
durch ist die Zahl derjenigen, die sich als ar-
beitslos registrieren lassen, gesunken. Die offi-
zielle Arbeitslosenstatistik spiegelt nicht die21
tatsächliche Zahl der Arbeitslosen wider. Der
Arbeitsmarkt ist nur ein weiteres Beispiel da-
für, daß die Wirtschaft verstärkt durch plan-
wirtschaftliche Methoden gelenkt wird.
Im Sommer 1997 wurde der Vertrag über
die Union zwischen Weißrußland und Rußland
von beiden Ländern ratifiziert. Im Rahmen des
im Vorjahr geschlossenen Integrationsvertrags
wurden zwar erste Maßnahmen für eine An-
näherung u.a. auf ordnungspolitischem Gebiet
eingeleitet. Dieser Prozeß verlief — abgesehen
von der bereits bestehenden Zollunion — je-
doch langsam. Der neue Unionsvertrag trägt der
Verzögerung insoweit Rechnung, als er die ur-
sprünglich ambitionierten Zielsetzungen einer
vollständigen Integration nicht mehr beinhaltet.
Im Rahmen der nun beschlossenen Union be-
halten die beiden Länder ihre staatliche Souve-
ränität. Es wurde zunächst keine Währungs-
union geschaffen. Anfang August brach die rus-
sische Zentralbank sogar die Verhandlungen
mit der weißrussischen Nationalbank ab, nach-
dem die weißrussische Seite bestehende Ver-
einbarungen zur Währungspolitik nicht erfüllt
hatte. Gleichwohl werden als ökonomische
Aufgaben der Union weiterhin die Einführung
einer gemeinsamen Währung sowie die Verein-
heitlichung der Geld- und Fiskalpolitik unter
Angleichung der Steuersysteme genannt.
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gesichts der größeren Fortschritte Rußlands auf
ordnungspolitischem Gebiet wird die Schaffung
gemeinsamer Rahmenbedingungen nicht zuletzt
davon abhängen, inwieweit Weißrußland seine
Reformunwilligkeit überwindet.
IX. Zusammenfassung und Ausblick
Die drei Institute haben die in der Republik
Belarus verfolgte Wirtschaftspolitik seit Jahren
äußerst kritisch kommentiert. Einer marktwirt-
schaftlichen Politik laufen insbesondere die
zahlreichen diskretionären Eingriffe in Wirt-
schaftsabläufe zuwider, wodurch Reformen ver-
langsamt und im Zweifel sogar zurückgenom-
men wurden. Kritisiert wurden die fehlenden
Fortschritte bei der Privatisierung, der Miß-
brauch des geldpolitischen Instrumentariums
zur administrativen Lenkung der Volkswirt-
schaft und die verfehlte Wechselkurspolitik, die
es stetig versäumte, der Überbewertung des
weißrussischen Rubels ein Ende zu bereiten.
Diese falsche wirtschaftspolitische Weichen-
stellung sahen die Institute als Ursache für den
fortgesetzten Rückgang der wirtschaftlichen
Leistung in den vergangenen Jahren. Sie kriti-
sierten auch die geradezu fatalistische Hoff-
nung auf Hilfe aus Rußland, sei es in Form
billiger Energie, Wiedererlangung alter Absatz-
märkte oder direkter Finanzhilfen, um den wirt-
schaftlichen Rückgang aufzuhalten.
Nun meldet die weißrussische Statistik für
das erste Halbjahr 1997 eine Steigerung des
realen BIP um nicht weniger als 11 vH. Zwar
existieren weiterhin unübersehbare statistische
Ungereimtheiten, gleichwohl muß von einer
deutlichen Belebung des wirtschaftlichen Akti-
vitätsniveaus ausgegangen werden. Den ent-
scheidenden Anstoß zu der erstaunlichen Wirt-
schaftsbelebung lieferte eine Wende in der In-
vestitionstätigkeit. Waren die Investitionen
noch 1996 absolut zurückgegangen, so expan-
dierten sie im bisherigen Verlauf des Jahres
1997 nach letzten Zahlen mit einer Rate von
18 vH. An dieser auf den ersten Blick erfreu-
lichen Entwicklung werden aber zugleich zahl-
reiche Probleme deutlich, die der vermeint-
lichen wirtschaftlichen Wende anhaften. Bei
den gestiegenen Investitionen handelt es sich
im wesentlichen um Bautätigkeit, vor allem im
privaten Wohnungsbau. Dahinter wiederum
verbergen sich extrem billige Kredite, die zu
stark negativen Realzinsen (Kreditzinssatz von
5 vH bei einer Preissteigerungsrate von über
50 vH) zweckgebunden an Privatpersonen aus-
gereicht wurden. De facto handelt es sich um
verlorene Baukostenzuschüsse, die auf dem
Wege der Geldschöpfung finanziert wurden.
Eine solche Politik bedeutet einen Rück-
schritt zum Finanzsystems des Sozialismus und
muß äußerst kritisch gesehen werden: Unter
dem Aspekt der Effizienz sind die Allokations-22
Verzerrungen zu bemängeln, die sich aus der
punktuellen Subventionierung eines einzelnen
Wirtschaftsbereichs ergeben. Unter dem Aspekt
der makroökonomischen Stabilisierung ist auf
die inflationsbeschleunigende Wirkung zu ver-
weisen. Über beide Probleme könnte mögli-
cherweise hinweggesehen werden, wenn zu er-
warten wäre, daß der monetäre Anstoß nicht
verpufft, sondern in einen breiten Wachstums-
prozeß einmündet. Eine wichtige Frage ist da-
her, ob die Rahmenbedingungen in Belarus ge-
eignet sind, um den anfänglichen Impuls wei-
terzutragen und zu verstärken. Gerade hierfür
fehlen aber nahezu sämtliche ordnungs- und
prozeßpolitischen Voraussetzungen. Bezeich-
nenderweise sind gerade in der Bauwirtschaft,
die von dem monetären Anstoß besonders be-
günstigt wurde, keinerlei induzierte Investitio-
nen zu verzeichnen. Im Gegenteil, die Investi-
tionstätigkeit ging gerade hier sowie auch in
der Industrie weiter absolut zurück.
Eine genauere Analyse zeigt, daß fundamen-
tale Probleme der weißrussischen Wirtschaft
ungeachtet des gemeldeten Wachstums weiter
ungelöst bleiben. Die Arbeitslosigkeit lag zwar
nur wenig über 3 vH, zugleich jedoch verharrte
die Unterbeschäftigung von Personen in for-
malen Arbeitsverhältnissen auf außerordentlich
hohem Niveau. Die statistisch ausgewiesenen
realen Geldeinkommen der Bevölkerung stie-
gen dennoch kräftig (um 10 vH), wobei der An-
stieg der Reallöhne nur geringfügig hinter dem
der Gewinne zurückblieb. Der offiziellen Sta-
tistik zufolge fiel der Zuwachs des privaten
Verbrauchs noch höher aus.
Von den öffentlichen Haushalten ging keine
stimulierende Wirkung aus. Der offizielle
Staatshaushalt ist praktisch ausgeglichen. Die
Aufgabe der Subventionierung wurde aber
nicht mehr von der Finanzpolitik, sondern von
der Geldpolitik übernommen, und zwar in Form
zweckgebundener Kredite für den Wohnungs-
bau, aber auch für die Landwirtschaft. Offenbar
hält die Regierung es für opportun, z.B. gegen-
über den internationalen Finanzinstitutionen,
einen ausgeglichenen Staatshaushalt vorzuwei-
sen. In der Substanz jedoch will sie von der
alten Politik nicht lassen. Diesen Eindruck ver-
mittelt auch der Fortgang der Privatisierung.
Ordnungspolitisches Leitbild bleibt der Sozia-
lismus; im privaten Sektor sind nur wenig mehr
als ein Zehntel der Erwerbstätigen beschäftigt.
Auch aus diesem Grund wäre es verfehlt, in
Belarus eine Variante von Wirtschaftsmodellen
zu vermuten, die sich zwar der Marktwirtschaft,
nicht aber der Demokratie verschrieben haben.
In Belarus spielen weder Demokratie noch
Marktwirtschaft eine tragende Rolle.
Für kleine Volkswirtschaften wie die Repu-
blik Belarus sind die außenwirtschaftlichen Ge-
gebenheiten von zentraler Bedeutung. Die Ent-
wicklungen auf diesem Gebiet, vor allem, wenn
sie außerhalb der Reichweite der Wirtschafts-
politik liegen, können die ansonsten zu erwar-
tenden Wirtschaftsabläufe bis zur Unkenntlich-
keit überlagern. In Belarus wurde bis zuletzt
eine Politik verfolgt, die eigentlich fällige Wäh-
rungsabwertungen entweder überhaupt nicht
oder zu spät vorgenommen hat, mit der Folge,
daß eine anhaltende Überbewertung der Wäh-
rung das Handelsbilanzdefizit anschwellen ließ
und ein umfangreicher Schwarzmarkt für Devi-
sen entstand. Gespaltene Wechselkurse kamen
de facto auch dadurch zustande, daß beträchtli-
che Preisnachlässe im Barterhandel mit dem
Hauptgläubigerland Rußland eingeräumt wur-
den. Mit solchen Einzelmaßnahmen versuchte
die Regierung, die aus dem Ruder laufende
Handelsbilanzentwicklung zu beherrschen. Tat-
sächlich scheinen nicht-registrierte Exporte
nach Rußland, Waffenexporte in Drittländer
und „debt-equity-swaps" mit Rußland als un-
sichtbare Rettungsanker des Regimes zu fun-
gieren.
Auch an diesen Entwicklungen wird die
außerordentlich starke Abhängigkeit der Repu-
blik Belarus von der Russischen Föderation
deutlich. Daher hängen sämtliche Prognosen in
starkem Maße davon ab, inwieweit Rußland be-
reit ist, weiterhin die verfehlte Politik seines
Nachbarlandes zu alimentieren. Die Aussichten
hierfür scheinen immer schlechter zu werden.
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Neben diesem Unsicherheitsfaktor sind bei
einer Prognose auch die Vorbehalte gegenüber
der sektoralen Struktur, den Ursachen und der
Dauerhaftigkeit des jüngst zu beobachtenden
Wirtschaftswachstums zu berücksichtigen. Die
Institute rechnen für das laufende Jahr 199723
rein numerisch mit einer Wachstumsrate über
dem offiziellen Planziel von 5 vH, jedoch noch
im einstelligen Bereich. Was die Geldwertstabi-
lität betrifft, so werden sich einerseits die infla-
tionären Impulse aus der Geld- und Kreditpo-
litik, andererseits aber die statistisch preis-
dämpfenden Effekte der administrativen Preis-
kontrollen auswirken. Die offizielle Geldent-
wertungsrate wird nach Einschätzung der Insti-
tute 1997 über eine Jahresrate von 60 vH hin-
ausgehen. Für 1998 ist bereits jetzt absehbar,
daß die Preisniveauentwicklung zum einen von
der unvermeidlichen Abwertung des weißrussi-
schen Rubels beeinflußt werden wird, und zwar
auch dann, wenn diese Abwertung wieder ver-
spätet vorgenommen werden sollte. Zum ande-
ren wird eine mindestens teilweise Monetisie-
rung der bereits vorhandenen Zahlungsrück-
stände und der laufenden Ausgaben zu ver-
zeichnen sein. Daher rechnen die Institute mit
einer ähnlich hohen Geldentwertungsrate wie
im laufenden Jahr. Da keine Anzeichen zu er-
kennen sind, daß der erfolgte monetäre Anstoß
in einen breiten Wachstumsprozeß einmündet,
ist mit einer neuerlichen Stagnation oder sogar
einem leichten Rückgang des BIP zu rechnen.24
Endnoten
' Von den öffentlichen Haushalten und dem Außenhandel (netto) ging dagegen keine stimulierende Wirkung aus. Siehe
die Abschnitte IV und VII.
2 Vgl. zu den Anteilen Ministerstvo Statistiki i Analiza (1997f: 163 f.).
3 Laut Vizepremier Prokopoviö, zit. nach Belorusskaja deloväja gazeta vom 14. September 1997:5. Präsident
Lukaschenko empfahl eine generelle Rückkehr zu administrativen Preiskontrollen (Minsk Economic News Nr. 17 aus
1997:2,5).
4 Vgl. dazu Abschnitt 9.1 in Osnovnye napravlenija social'no-ekonomiöeskogo razvitija Respubliki Belarus' na 1996-
2000 gody, Minsk, oktjabr' 1996 g., bestätigt mit Ukaz Prezidenta Respubliki Belarus' Nr. 464 vom 14. November
1996: „Ob utverzdenii Osnovnych napravlenij social'no-ekonomiöeskogo razvitija Respubliki Belarus' na 1996-2000
gody".
^ Ministerstvo Statistiki i Analiza (1997c: 65) sowie Unterlagen der weißrussischen Regierung.
" So werden zur Finanzierung des Wohnungsbaus auf der Grundlage eines Präsidialerlasses Kredite mit einer Laufzeit von
40 Jahren zu einem Jahreszins von 5 vH vergeben. Zahlreiche Präsidialerlasse sehen eine präferentielle Kreditvergabe an
den Agrarsektor vor. Allein in den ersten fünf Monaten des Jahres 1997 sollen nach Unterlagen des IWF an die Land-
wirtschaft derartige Kredite in der Größenordnung von 1,6 vH des BIP geflossen sein.
' In den ersten fünf Monaten lag die Nettokreditaufnahme des Staates bei der Zentralbank bei etwa 0,5 vH des BIP.
° Beide Posten des konsolidierten Haushalts werden in der Tabelle vorrangig (zu etwa 65 bzw. 69 vH ) von den nachge-
ordneten Gebietskörperschaften finanziert, daher weicht die Ausgabenstruktur des konsolidierten Haushalts von der des
geplanten Republikshaushalts deutlich ab.
9 Mit einem Anteil von etwa 80 vH an den zweckgebundenen Krediten profitieren vor allem die Land- und die Bauwirt-
schaft von dieser Politik.
Für die in ausländischer Währung gewährten Kredite liegen keine diesbezüglichen Informationen vor.
'' Zum Vergleich: Der russische Refinanzierungszinssatz lag im gleichen Zeitraum real bei etwa 20 vH. Im Juli erreichte
der allgemeine weißrussische Refinanzierungszinssatz wieder einen real positiven Wert. Am 20. August 1997 wurde
daraufhin der nominale Refinanzierungszinssatz um 4 Prozentpunkte auf 38 vH gesenkt.
Dazu gehören die Pflicht, einen Teil der Deviseneinnahmen an die Zentralbank abzuliefern, sowie administrative Ein-
griffe in die Preisbildung am Interbankenmarkt (DIW et al. 1997).
Die Netto-Reserven entsprachen damit nur noch den Ausgaben für Nicht-GUS-Importe weniger Tage. Auch die Brutto-
Reserven deckten nur noch die Importausgaben weniger Wochen.
14 Etwas weniger als die Hälfte dieses Betrags kann einer Lieferung von 12 MIG-29 Kampfjets nach Peru zugerechnet
werden. Auch eine nennenswerte Anzahl von gebrauchten T-72 Panzern (mehr als 120) wurden ausgeführt. Abnehmer
für diese Waffen waren hauptsächlich Ungarn aber auch Nordkorea und Oman. Unterschiede zwischen den oben er-
wähnten 370 Millionen Dollar (aus weißrussischen Quellen) und 200 Millionen Dollar aus der SIPRI-Datenbank
(http://www.sipri.se) sind wahrscheinlich auf methodische Faktoren zurückzuführen.
15 Zwar sind die ausländischen Direktinvestitionen in Belarus 1996 stark angestiegen. Dieser Anstieg fand allerdings von
einem sehr niedrigen Niveau aus statt und ist nicht auf eine Verbesserung der institutionellen Rahmenbedingungen
zurückzuführen.
1
6 „Waiver" entsprechend Artikel XXV in GATT (1994).
'' Vgl. hierzu Kommission (lfd. Jgg.). Am 31. Oktober 1990 wurde gegen Rußland, die Ukraine und Belarus ein Anti-
dumpingverfahren bezüglich der Einfuhr von Kaliumchloridprodukten eingeleitet. Am 14. November 1992 wurde gegen
Belarus, Georgien, Litauen, Rußland, Turkmenistan, die Ukraine und Usbekistan ein Antidumpingverfahren bezüglich
der Einfuhr von Ammoniumnitratprodukten eingeleitet. Am 30. August 1994 wurde gegen Belarus ein Antidumping-
verfahren bezüglich der Einfuhr von Polyester-Spinnfasern eingeleitet. In den ersten beiden Fällen wurden erheblich
Antidumpingzölle verhängt, die nach wie vor in Kraft sind. Allerdings wurde im Fall von Ammoniumnitratprodukten
das Verfahren am 21. Mai 1994 eingestellt, „weil die fragliche Ware im Untersuchungszeitraum nicht aus diesen Län-
dern ausgeführt worden war [Hervorhebung hinzugefügt] und folglich keine Dumpingberechnung vorgenommen wer-
den könnte" (Kommission 1995: 43).
18 Zu den Wohlfahrtsverlusten von Antidumpingverfahren siehe Messerlin (1989).
' 9 Geschätzt auf der Basis der Angaben zu den Beschäftigten in privatisierten Unternehmen.
2^ Dieser sah vor, 1997 insgesamt 500 staatliche und über 1 000 kommunale Unternehmen in die Privatisierung einzu-
beziehen. Vgl. zum Entwurf des Privatisierungsprogramms DIW et al. (1997: 14).
2' Vgl. zum Konzept der Voucherprivatisierung DIW et al. (1994: 19 f.).
Zur Struktur der umgewandelten und privatisierten Unternehmen nach Wirtschaftszweigen vgl. Tabelle 16.25
2^ Fortschritte gab es auch bei der Wohnungsprivatisierung. Bis Ende Juli 1997 waren kumuliert 743 000 Wohnungen
bzw. 41 vH der zu privatisierenden Wohnungen übereignet worden (Ministerstvo Statistiki i Analiza 1997b: 105 f.).
2
4 Vgl. zur Neuregistrierung DIW et al. (1997: 14).
2^ Einen Anhaltspunkt für das Ausmaß der verweigerten Neuregistrierung gibt die Entwicklung der Anzahl der im Unter-
nehmensregister eingetragenen Unternehmen. Die Zahl ist zwischen April und August 1997 von 103 440 auf 95 031 und
damit um mehr als 8 400 Unternehmen gesunken. Im staatlichen Sektor ist die Zahl nur um 219 Unternehmen zurück-
gegangen. In den Angaben sind allerdings die Resultate der Neuregistrierung noch nicht vollständig enthalten und die
Effekte der Privatisierung nicht aufgeschlüsselt (Ministerstvo Statistiki i Analiza 1997b: 109 f.).
2^ Vgl. zum Unionsvertrag: Rossijskaja gazeta vom 24. Mai 1997: 1 f.
2^ Der erste stellvertretende Premierminister der Russischen Föderation, Boris Nemzov, äußerte jüngst zur Frage einer
russisch-weißrussischen Union: „Genauso wenig wie man die Wirtschaftssysteme von Nordkorea und Südkorea, von
Florida und Kuba integrieren kann, so kann man auch die Wirtschaften von Rußland und Belarus nicht vereinigen, deren
ökonomische Grundlagen verschieden sind" (ßelorusskaja delovaja gazeta vom 25. September 1997).26
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